
Kommunale Infrastruktur

Geschäftsbericht 2008

Kommunale Infrastruktur
Eine Organisation des Schweizerischen Städteverbandes und des Schweizerischen
Gemeindeverbandes



Einleitung

1

Grosses Potenzial für regionale Kooperationen?

Städte und Gemeinden stehen in zahl-
reichen Infrastruktursparten vor grossen 
Herausforderungen. Die Strassen-, Was-
ser- und Abwassernetze wurden im ver-
gangenen Jahrhundert erstellt und haben 
teilweise einen grossen Sanierungsbedarf. 
In den kommenden Jahrzehnten werden 
zudem bei den Verkehrsinfrastrukturen in 
den Agglomerationen massive Netzaus-
bauten erforderlich sein. Diese Aufgaben 
müssen mit eher wenig spektakulären  
Erhaltungsmassnahmen im Sinne der Wer-
terhaltung koordiniert und gemeinsam um-
gesetzt werden. Diese Ansprüche erfordern 
vermehrte Zusammenarbeit der Kommu-
nen sowie gemeinsame und vergleichbare  
Datenstrukturen. So ist zum Beispiel der  
Zustand und Sanierungsbedarf von Stra-
ssen und Kanalisationen nicht flächen- 
deckend bekannt. 

Seitens der Bevölkerung werden kom-
munale Gebühren kritischer hinterfragt und 
vermehrt verglichen. Transparenz bei Kos-
ten und Gebühren wird verlangt. 

Regionale Kooperationen im Infrastruk-
turmanagement bieten bei steigendem Kos-
tendruck und hohem Bedarf an Fachwissen 
offensichtliche Vorteile. Grössere Anlagen 
haben oft tiefere spezifische Kosten. Dies 
zeigt sich zum Beispiel bei der Organi- 
sation der Abfallsammlung und beim Be-
trieb von Kläranlagen. Im regionalen Ver-
bund können Personal, Maschinen, Geräte 
und Fahrzeuge besser ausgelastet werden. 
Gerade Netzinfrastrukturen wie Wasser- 
und Abwasserleitungsnetze drängen sich 
aufgrund der regionalen räumlichen Einheit 
auf, integral über das gesamte Einzugs- 
gebiet und nicht pro Gemeinde bewirtschaf-
tet zu werden.

Für die Umsetzung dieser Kooperatio-
nen haben sich Zweckverbände in vielen 
Regionen aus fachtechnischer Perspektive 
bewährt, beispielsweise bei der Abfallbe-
wirtschaftung, der Siedlungsentwässerung 

und der Trinkwasserversorgung. Kritiker 
konstatieren bei solchen Lösungen einen 
gewissen Demokratieverlust und struktu-
relle Probleme, wenn in einer Region für 
jede Aufgabe ein anderer Zweckverband 
besteht. Als Alternative zur Weiterentwick-
lung regionaler Kooperationen sind Ge-
meindefusionen eine Möglichkeit. 

Entscheidend ist, dass Gemeinden und 
Städte sich so organisieren – im Alleingang, 
in Zweckverbänden oder mittels Fusionen, 
dass sie über die notwendigen Kompe-
tenzen zur Erhaltung und Erneuerung der 
kommunalen Infrastrukturen auf lange Sicht 
verfügen und die Finanzierung gesichert 
werden kann. Dieser Handlungsfähigkeit 
gilt es Sorge zu tragen, um das derzeit hohe 
Vertrauen der Bevölkerung in die Kommu-
nen als kompetente Leistungserbringer zu 
erhalten. Gemeinden und Städte stellen 
diese Kompetenz jeweils bei Grossanläs-
sen – wie im letzten Jahr bei der Fussball-
europameisterschaft – eindrücklich unter 
Beweis.

Kommunale Infrastruktur ist auf Wachs-
tumskurs: Die Mitgliederversammlung hat 
im Juni 2008 die Anträge des Ausschusses 
zur Beitragserhöhung einstimmig gutgehei-
ssen. Damit wird eine personelle Verstär-
kung der Geschäftsstelle möglich. Dank ent-
sprechenden Marketingaktivitäten konnten 
wir den Mitgliederbestand wiederum um 
knapp zehn Prozent steigern. Die Dienstleis-
tungen von Kommunale Infrastruktur sind 
gefragt. Dieses Vertrauen der Mitglieder 
ermöglicht uns, die Interessensvertretung 
zu stärken.

Gottfried Neuhold
Präsident

Alexandre Bukowiecki
Geschäftsführer

Alain Jaccard
Vize-Präsident



Mitglieder 207 (Vorjahr 183)

Geschäftsstelle 190 Stellenprozent

Ständige
Fachgruppen

•  Abfälle
•  Strassen
•  Abwasser
•  Umwelt und Energie
•  Immobilien (im Aufbau)

Arbeitsgruppen •  Leistungs- und Kostencontrolling im Strassenunterhalt
•  Strassenentwässerung
•  Strassenaufgrabungen
•  Kommission Kennzahlen Abwasserentsorgung (gemeinsam mit VSA)
•  Kommission Finanzierung der Abwasserentsorgung (gemeinsam mit VSA)
•  Begleitgruppe Strassenmeisterkurse

Stellungnahme zu Vernehm-
lassungen des Bundes und 
Fachverbänden

•  �Luftreinhalte-Verordnung (LRV)
•  Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung
•  Treibstoff-Ökobilanzverordnung
•  Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen 
•  �Parlamentarische Initiative «Anreize für energetisch wirksame Massnahmen im Gebäudebereich»
•  Parlamentarische Initiative «Schutz und Nutzung der Gewässer»
•  Bericht Wasserwirtschaft Schweiz
•  VSS-Norm Strassenentwässerung, Belastung von Strassenabwasser (640 347)
•  VSS-Norm Entwurf des Strassenraums – Farbgestaltung (640 214)

Kurse •  �Kurs Betriebskostenrechnung und Mittelfristplanung in Entsorgungsbetrieben 
(2 Durchführungen)

•  Strassenmeisterkurs (2 Durchführungen)
•  Kurs: Kanalreinigung (in Zusammenarbeit mit VSU, VSA und Gemeindeverband)
•  �Kurse: Kanalfernsehoperateure (in Zusammenarbeit mit VSU, VSA und Gemeinde-

verband)

Total 
113 Teilnehmer 
(ohne VSA 
Kurse)

Tagungen •  �Mitgliederversammlung 2008
•  Tagung Abfalllogistik und Separatsammlung in der Gemeinde
•  Tagung: Biogene Abfälle aus Städten und Gemeinden – wie verwerten?
•  Journée technique: Service hivernal et signalisation temporaire
•  Strassenmeister-Tagung

Total 
388 Teilnehmer

Beratungsdienst •  Werkhofanalysen
•  Konzepte für Abfallsammelstellen und Entsorgungshöfe
•  Werkhöfen
•  Projektbegleitung «Regionale Kooperation zwischen Werkhöfen»

Neue Publikationen •  Image-Broschüre Kommunale Infrastruktur
•  Informationsbroschüre: Sammlung und Verwertung von Altpapier
•  Empfehlung: Umgang mit Haftungsfragen beim Abfallsammeldienst

Umsatz Fr. 470’583.–

Verlust Fr.   10’691.–

Bilanzsumme Fr. 583’170.–

Cockpit 2008
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Bundespolitik: 
Energie- und Klimapolitik im Brenn-
punkt – Dauerthema Littering 

Bei der Umwelt- und Klimapolitik werden 
die Weichen für die kommenden Jahre und 
Jahrzehnte gestellt. Zahlreiche Kommunen 
engagieren sich bei der Förderung erneuer-
barer Energien und orientieren sich an der 
Zielsetzung der 2000 Watt-Gesellschaft. Die 
Bundespolitik wird darüber entscheiden, 
ob die Schweiz wieder an ihre einstige Pio-
nierrolle bei den erneuerbaren Energien an-
knüpfen kann. Um die Anliegen der Städte 
und Gemeinden bei Umwelt und Energie-
themen in der Bundespolitik wirkungsvoll 
zu vertreten, sind auch direkte Kontakte und 
ein Dialog mit den Spitzen der Bundesäm-
ter wichtig. Diesbezüglich hat Kommunale  
Infrastruktur wichtige Ziele erreicht. Ge-
meinsam mit dem Städte- und Gemeinde-
verband und dank deren Beziehungen pflegt 
Kommunale Infrastruktur seit Mitte 2008 
einen regelmässigen Kontakt auf höchster 
Ebene mit den Bundesämtern für Umwelt 
und Energie. 

Die Diskussionen über Lösungsansätze 
und Verantwortlichkeiten beim Ärgernis 
des Litterings dauern an. Der Nationalrat 
hat eine umfassende Bundeslösung mit 
einem Pfand für Getränkeverpackungen, 
einheitlichen Bussen, einer nationalen 
Pfandpflicht für Essensbehältnisse an Ver-
anstaltungen und eine Kostenbeteiligung 

der Verursacher an die Reinigungskosten 
abgelehnt. Kommunale Infrastruktur hat 
alle Massnahmen ausser der Pfandlösung 
für Getränkeverpackungen begrüsst. Auch 
diese Massnahme scheint auf den ersten 
Blick ein verlockender Lösungsansatz. Bei 
einer genaueren Betrachtung wird aber 
klar, dass die Umsetzung für die Gemeinden 
auch negative Folgen hätte. Mit dem Pfand 
würde der Handel auch für die Sammlung 
von Glasflaschen und Getränkedosen aus 
Aluminium zuständig. Den Gemeinden 
bliebe die Pflicht, Sammlungen für Altglas, 
Blech- und Aluverpackungen ausserhalb 
des Getränkebereichs aufrecht zu erhalten 
– jedoch ohne Entschädigungen der Bran-
chenorganisationen, die mit einem Pfand 
wegfallen. Gemeinden und Städte bieten im 
Bereich der Abfallsammlungen mit moder-
nen Sammelstellen und Entsorgungshöfen 
Dienstleistungen, die von der Bevölkerung 
geschätzt werden. Im Hinblick auf die Auf-
rechterhaltung der Leistungsfähigkeit und 
des Service Publics der kommunalen Ab-
fallwirtschaft könnte das Pfand auf Geträn-
keverpackungen zum Bumerang werden. 

Im urbanen Raum verursacht Littering 
zu Lasten der Steuerzahler je nach Schät-
zung zwischen 50 und 130 Millionen Franken 
jährlich. Kommunale Infrastruktur fordert 
konkret von den Anbietern von Take-Away 
Verpflegung und den Verlagen der Pend-
lerzeitungen eine aktive Beteiligung mittels 
Eigenleistungen oder Kostenbeteiligungen. 
Falls die im Herbst 2008 aufgenommenen 
Verhandlungen am Runden Tisch unter der 
Leitung des Bundesamtes für Umwelt keine 
befriedigenden Ergebnisse bringen, muss 
eine vorgezogene Entsorgungsgebühr auf 
Pendlerzeitungen und eine zweckgebun-
dene Reinigungsabgabe auf Take-Away 
Produkten eingeführt werden, um dem Ver-
ursacherprinzip Rechnung zu tragen.
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• �Luftreinhalteverordnung LRV: Mit einer 
erneuten Änderung der Luftreinhaltever-
ordnung LRV wurden neue Grenzwerte 
für Russpartikel bei Baumaschinen einge-
führt. Die Änderungen sind am 1.1.2009 in 
Kraft getreten. Kommunale Infrastruktur 
hat sich im Namen der Kommunalver-
bände befürwortend geäussert, jedoch 
auch bemängelt, dass in der Übergangs-
phase eine Vollzugslücke zur bisherigen 
BAFU Baurichtlinie Luft – die in den Städ-
ten Anwendung fand – geschaffen wurde. 

• �Parlamentarische Initiative «Anreize 
für energetisch wirksame Massnahmen 
im Gebäudebereich»: Um einen Teil der 
Massnahmen aus dem Aktionsplan Ener-
gieeffizienz des Bundesrates zu finanzie-
ren, schlug die Kommission des National-
rats vor, eine Teilzweckbindung für die CO2 
Abgabe einzuführen. Damit sollen jährlich 
200 Millionen Franken für die energetische 
Sanierung von Gebäuden zur Verfügung 
stehen. Kommunale Infrastruktur und der 
Schweizerische Städteverband befürwor-
ten diese Teilzweckbindung. Das Geschäft 
wurde im Januar 2009 in der Nationalrats-
kommission angenommen. Die Entscheide 
im Plenum des Rates sind noch aus- 
stehend.

• �UVPV: In Vernehmlassung zur Revision der 
Verordnung über die Umweltverträglich-
keitsprüfung haben die städtischen Fach-
stellen die vorgeschlagene Erhöhung des 
UVP-Schwellenwertes für Parkplätze von 
300 auf 500 abgelehnt. Der Bundesrat hat 
beim Erlass der geänderten Verordnung 
diesen Einwand leider nicht berücksich-
tigt, sodass nun die Schwelle seit 1.12.2008 
bei 500 Parkplätzen liegt.

• �Parlamentarische Initiative Schutz und 
Nutzung der Gewässer: Der Vorschlag 
der Umweltkommission des Ständerates 
schlägt vor, dass sich der Bund an Kos-
ten der Gewässerrevitalisierung beteiligt. 
Kommunale Infrastruktur hat zu Handen 

der Stellungnahme des Städteverbandes 
darauf hingewiesen, dass die Kantone 
verpflichtet werden, diese Bundesgelder 
auch an beteiligte Städte und Gemeinden 
weiterzuleiten. 

• �Treibstoff-Ökobilanzverordnung: Mit die-
ser neuen Verordnung definiert der Bund 
die Grundlagen für die ökologische Beur-
teilung von Treibstoffen aus erneuerbaren 
Energieträgern. Für Treibstoffe aus bioge-
nen Abfällen wie beispielsweise Biogas 
gelten die Kriterien zur Befreiung von der 
Mineralölsteuer als erfüllt. Dies kommt 
auch denjenigen Kläranlagen zu Nutzen, 
die das Klärgas zu Biogas-Treibstoff auf-
bereiten. Daher befürwortet Kommunale 
Infrastruktur diese Verordnung.

• �Bericht Wasserwirtschaft Schweiz: In 
diesem Bericht hat das BAFU Thesen 
zur Entwicklung der Schweizerischen 
Wasserwirtschaft formuliert. In vielen 
Punkten kann Kommunale Infrastruktur 
der Beurteilung des Bundes beipflichten, 
insbesondere der These, dass die Prob-
leme vermehrt regional und mit Blick auf 
das jeweilige Wassereinzugsgebiet gelöst 
werden müssen. Kommunale Infrastruktur 
erwartet vom Bund einen Einbezug der 
Kommunalverbände in die weiteren stra-
tegischen Arbeiten und eine koordinie-

rende Rolle des Bundes, damit alle Städte 
und Gemeinden gleiche Voraussetzungen 
erhalten und diese nicht nur von der Voll-
zugs- und Finanzierungspraxis des jeweili-
gen Kantons abhängig sind.

• �Totalrevision des Bundesgesetzes über 
das öffentliche Beschaffungswesen 
(BöB): Eine nationale einheitliche Gesetz-
gebung über das öffentliche Beschaf-
fungswesen hätte für die Mitglieder von 
Kommunale Infrastruktur Vorteile. Aus-
schreibungsunterlagen könnten zwischen 
den Städten und Gemeinden besser aus-
getauscht werden, ohne dass eine Vielzahl 
kantonal unterschiedlicher Verordnungen 
hinderlich wären. Da sich die Kantone 
zu diesem Gesetzesentwurf ablehnend  
äusserten, ist noch unklar wann und in 
welcher Form ein neues Gesetz in Kraft 
treten wird.

Stellungnahmen zu Entwürfen neuer Gesetze 
und Verordnungen des Bundes
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Kommunale Infrastruktur berücksichtigt. 
Die Umsetzung der Motion ist im Rahmen 
der TVA-Revision per Ende 2010 geplant. 
Kommunale Infrastruktur wird sich in den 
Vorbereitungsarbeiten entsprechend enga-
gieren.

Nach wie vor fehlen in der Schweize-
rischen Abfallwirtschaft einheitliche Defini-
tionen für leistungs- und Kostenkennzahlen. 
Kommunale Infrastruktur erachtet solche 
Grundlagen als unerlässlich, um seriöse 
Vergleiche von Leistungen und Kosten der 
kommunalen Abfallwirtschaft durchzufüh-
ren. Das BAFU hat den Handlungsbedarf 
erkannt und ein entsprechendes Projekt in 
die Agenda aufgenommen. 

Mit Beunruhigung stellten die Mitglieder 
der Fachgruppe Abfälle fest, dass Oligopole 
bei der Altglasverwertung und regionale 
Oligopole bei Entsorgungs- und Transport-
betrieben für Städte und Gemeinden zum 
Problem werden. Wenigen grossen Ent-
sorgungsunternehmen gelingt es vermehrt,  
höhere Preise durchzusetzen. Solche Ten-
denzen gilt es bei Diskussionen über den 
freien Markt in der Abfallwirtschaft und 

Fachgruppen

Fachgruppe Abfälle

Bei der Umsetzung der Motion zur Libe-
ralisierung der Gewerbekehrichtsammlung, 
deren Annahme Kommunale Infrastruktur 
und die Kommunalverbände im Parlament 
leider nicht verhindern konnten, hat eine 
Arbeitsgruppe bereits Vorschläge zur Um-
setzung erarbeitet und dem Bundesamt für 
Umwelt präsentiert. Kommunale Infrastruk-
tur fordert sinnvolle Mengenschwellen, ab 
welcher der Gewerbekehrichtmarkt libe-
ralisiert wird. Ebenso muss die Pflicht zur 
Grundgebührenbezahlung aufrechterhal-
ten werden, auch wenn ein Betrieb einen 
privaten Sammeldienst wählt. Es wäre völlig 
inakzeptabel, wenn jeder Kleinbetrieb sei-
nen Abfalltransporteur frei wählen könnte. 
Trotzdem befürchtet Kommunale Infrastruk-
tur, dass die privaten Entsorger sich lukra-
tive Grosskunden angeln werden und die 
wirtschaftlich uninteressanten Kleinkun-
den gerne dem kommunalen Sammeldienst 
überlassen werden. Inzwischen hat das 
BAFU skizziert, wie die Motion umgesetzt 
werden könnte und dabei die Anliegen von 

Effizienz von Gemeinden zu berücksich-
tigen. Für entsprechendes Marktversagen 
mit entsprechenden Preisfolgen können die 
Gemeinden nicht verantwortlich gemacht 
werden.

Bei den Separatsammlungen stellt Kom-
munale Infrastruktur teilweise widersprüch-
liche Tendenzen fest. Einerseits sind seitens 
der Branche Bestrebungen im Gang, Recy-
clingsysteme für Kunststoffe und Getränke-
kartons aufzubauen, andererseits kursierte 
die Idee, Kleinmetalle nicht mehr getrennt, 
sondern über den Abfallsack zu sammeln. 
Für Kommunale Infrastruktur ist klar, dass 
solche Ideen an den Kriterien der Nachhal-
tigkeit gemessen werden müssen. Mit der 
Abkehr der Getrenntsammlung würde ein 
Paradigmenwechsel vollzogen, der auch 
die bisherige Finanzierung über die Sackge-
bühr als Anreiz zur Abfalltrennung in Frage 
stellt.

Es ist aber unbestritten, dass die Sor-
tiertechnik entsprechende Fortschritte ge-
macht hat und dies die zukünftigen Sammel-
systeme beeinflussen wird.

Klar ist für Kommunale Infrastruktur, 
dass zusätzliche Separatsammlungen die 
Grundgebühren der Gemeinden nicht belas-
ten dürfen und vollständig über Branchen-
lösungen zu finanzieren sind, inklusive all-
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des Jahres 2008 als Folge der Finanzkrise 
drastische Nachfragerückgänge verbun-
den mit Preiseinbrüchen zu verzeichnen. 
Auch für Schweizer Gemeinden und Städte 
sind insbesondere die Materialerlöse für 
Altmetall und Altpapier eingebrochen, ver-
einzelt haben Entsorger sogar Zuzahlungen 
verlangt. Wegen überfüllter Lager kam es 
beim Karton teilweise zu Annahmestopps. 
Betroffen sind speziell diejenigen Gemein-
den, welche ihre Konditionen für Wertstoffe 
jeweils monatlich aufgrund der Weltmarkt-
preisentwicklungen vereinbaren.

In dieser Situation hat die Mindest-
preisgarantie des Rahmenvertrags für die 
Finanzierung der Altpapiersammlung ihre 
Wirkung entfaltet. Diejenigen rund 300 
Gemeinden, welche mit ihrem Altpapier- 

fälliger Leistungen der Gemeinden wie das 
Betreiben entsprechender Sammlungen an 
bedienten Entsorgungshöfen.

Eine Arbeitsgruppe wird im kommenden 
Jahr aufgrund dieser Entwicklungen Szena-
rien definieren und beurteilen, wie sich die 
kommunale Abfallwirtschaft in der Schweiz 
entwickeln könnte und ein Positionspapier 
zur Rolle der kommunalen Abfallwirtschaft 
erarbeiten.

Leider hat sich die Zusammenlegung der 
Sammellogistik zwischen SENS und SWICO 
per Ende 2008 um mindestens ein Jahr ver-
zögert. Kommunale Infrastruktur hat seit 
Jahren gefordert, dass dieses Potenzial zur 
Effizienzsteigerung ausgenützt wird.

Auch auf den internationalen Sekundär-
rohstoffmärkten waren im letzten Quartal 

abnehmer einen mittelfristigen Vertrag auf 
der Basis des Rahmenvertrags abgeschlos-
sen haben, erhalten in der aktuellen Tief-
preisphase immer noch die Mindestpreise 
als Vergütung. Kommunale Infrastruktur 
hat den Kommunen stets empfohlen, mittel-
fristige Verträge mit planbaren finanziellen 
Auswirkungen mit dem Ziel der Kosten- 
deckung abzuschliessen. 

Im Weiteren hat eine Salärumfrage bei 
Städten mit eigenem Abfallsammeldienst 
gezeigt, dass die Löhne und Betriebskosten 
für den Abfallsammeldienst schweizweit 
nahe beieinander liegen. Von den privaten 
Entsorgern erwartet Kommunale Infrastruk-
tur die Einhaltung der branchenüblichen 
Mindestlöhne. Kommunen sind gut bera-
ten, bei öffentlichen Ausschreibungen zur 
Wahl des Entsorgers neben dem Preis auch 
Qualitäts- und Umweltkriterien festzulegen. 
Offensichtliche Tiefpreisangebote schaden 
der gesamten Branche und bergen auch für 
die Gemeinden Risiken. 

Als neues Mitglied ist Thomas Stirne-
mann, Leiter Werkhof der Stadt Baden der 
Fachgruppe Abfälle beigetreten.
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Weiteren die Datengrundlagen für die Ver-
handlungen am Runden Tisch «Littering» 
des Bundesamtes für Umwelt geliefert. 

Die Städte Bern und Zürich erfassen 
den Sauberkeitsstandard ihrer Städte re-
gelmässig nach einem standardisierten 
Beurteilungsverfahren. Solche Messungen 
sind unerlässlich, um die oft subjektiv ge-
prägten Diskussionen um saubere Städte 
zu versachlichen und vermehrt faktenba-
sierte Massnahmen zur Verbesserung der 
Sauberkeit treffen zu können. Eine Arbeits-
gruppe mit Mitgliedern der Fachgruppe 
Strassen hat mit den Arbeiten für eine natio-
nale Empfehlung begonnen, welche im Jahr 
2009 erscheinen wird.

Die Benutzung des Strassenraums durch 
Werke und Telekommunikationsfirmen gab 
Anlass für einen neuen Arbeitsschwerpunkt. 
Politisch aktuell wurde das Thema der Kon-
zessionsgebühren für die städtischen Elek-
trizitätswerke im Rahmen der nationalen 
Diskussion über die Strompreiserhöhungen 
im teilliberaliserten Strommarkt. Eine Kurz-
umfrage bei Mitgliedern von Kommunale In-
frastruktur und des Städteverbandes zeigte 
eine grosse Vielzahl praktizierter Modelle 
und Eigentümerstrategien. Aus Sicht der 
städtischen Strassenverwaltungsbehörden 
wird die Rolle der Stadt als Taktgeber und 
Koordinationsstelle bei Erhaltungs- und Sa-
nierungsmassnahmen durch zunehmend 
kurzfristige Vorhaben der Telekommuni- 
kationsunternehmen unterwandert. Jüngs-
tes Beispiel sind die geplanten Erschlie-
ssungen jeder Liegenschaft in den grossen 
Städten der Schweiz mit Glasfaserleitun-

gen. Durch die grossen Freiheiten dieser 
Unternehmen – hervorgerufen durch die 
liberale Fernmeldegesetzgebung – wird ein 
planbares Strassenerhaltungsmanagement 
zunehmend schwieriger. Es gilt zu vermei-
den, dass diese Tendenzen auch im teilli-
beralisierten Strommarkt einsetzen. Eine  
Arbeitsgruppe von Kommunale Infrastruktur 
erstellt eine nationale Empfehlung, in wel-
cher der Koordinationsablauf und Grund-
sätze für die Kostenteiler bei Strassenauf-
brüchen festgelegt werden. Forschungs-
bedarf sehen die Strassenfachleute bei der 
Frage, welchen Wertverlust und welche 
Beschleunigung des Alterungsprozesses 
die Strassenkörper durch die Aufgrabungen 
erfahren. Diesbezüglich wurde der Kontakt 
mit der entsprechenden Expertenkommis-
sion der VSS hergestellt und das Anliegen 
eingebracht.

Auf der operativ-technischen Seite ist 
erkennbar, dass erste Städte ihre Fahrzeug-
flotten mit elektronischer Leistungsdatener-
fassung und GPS- Lösungen ausrüsten. Für 
den Winterdienst wurde ein neues Produkt 
auf der Basis von salzbehandelten Holzplätt-
chen als Alternative zu Splitt auf dem Markt 
eingeführt. Die Arbeitsgruppe Winterdienst 
wird die Erfahrungen auswerten.

Die Stadt Zürich ist seitens des Tief-
bauamtes neu durch Martin Pola, Leiter 
Geschäftsbereich Werterhaltung in der 
Gruppe vertreten. Dirk Göbbels wird als Ver-
treter des Tiefbauamtes des Kantons Zürich 
weiterhin in der Gruppe aktiv sein.

Fachgruppe Strassen

Die Städte und Gemeinden betreiben 
einen grossen Aufwand für Sauberkeit und 
gegen das Littering. Hochgerechnet auf 
die Schweiz belaufen sich die Kosten für 
die Reinigung auf rund eine halbe Milliarde 
Franken pro Jahr. Gemäss der jährlichen 
Kostenerhebung in acht Städten steigen die 
Kosten für die Reinigung weiter. Eine Um-
frage hat jedoch gezeigt, dass die Probleme 
und dementsprechend auch die Handlungs-
schwerpunkte von Stadt zu Stadt variieren. 
Erschreckend ist, dass mit der gestiegenen 
Gewaltbereitschaft in den frühen Morgen-
stunden gewisse Städte ihr Reinigungs-
personal mit polizeilichem Schutz arbeiten 
lassen müssen. Die in mehreren Städten 
eingesetzten Sicherheits-, Interventions- 
und Präventionseinheiten (SIP) vermögen 
vor allem deeskalierend zu wirken, während 
sich direkte Zusammenhänge zur Sauber-
keit kaum messen lassen. Ebenso zeigt sich 
in der Praxis, dass die unterdessen vieler-
orts eingeführten Bussenkataloge gegen 
Littering nur wenig zur Anwendung gelan-
gen und entsprechend auch keine markante 
Steigerung der Sauberkeit herbeiführen. Er-
fahrungen in diversen Städten zeigen, dass 
eine Verbesserung der Sauberkeit und eine 
Abnahme des Vandalismus im öffentlichen 
Raum nur durch direktionsübergreifende 
Zusammenarbeit erreicht werden kann. Die 
grösseren Städte sind sich einig, dass Pend-
lerzeitungen nach wie vor zum Litteringpro-
blem beitragen und ein Rahmenvertrag mit 
kostendeckenden Konditionen nötig ist. Die 
Aktivitäten der Interessensgemeinschaft 
Saubere Umwelt (IGSU), in welcher die 
Branchenorganisationen der Getränke-
verpackungen und der Pendlerzeitungen 
vereinigt sind, erachtet Kommunale Infra-
struktur als positiven Beitrag zu den bereits 
laufenden Sensibilisierungsmassnahmen. 
Die Mitglieder der Fachgruppe haben im 
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gehend angepasst. Rund 50 Kläranlagen 
haben sich für das KEV-Modell angemeldet. 

Mikroverunreinigungen wie hormon- 
aktive Stoffe und Chemikalien bergen  
Risiken für den Lebensraum Gewässer. 
Das BAFU koordiniert derzeit Versuche 
zur Elimination dieser Stoffe durch weitere  
Reinigungsstufen auf Kläranlagen. Auf-
grund der bisherigen Erkenntnisse rechnet 
Kommunale Infrastruktur damit, dass maxi-
mal 200 ARA mit mehr als 10‘000 Einwohner-
gleichwerten mittelfristig gesetzlich dazu 
verpflichtet werden, eine entsprechende 
weitere Reinigungsstufe einzubauen. Noch 
stellen sich aus Sicht der Betreiber Fragen 
zum Kosten/Nutzenverhältnis. Ebenso ist 
auch die verwandte Nanopartikel-Thema-
tik in die Überlegungen zu integrieren. Die 
neuen Installationen werden die Betriebs-
kosten und den Energieverbrauch markant 
steigern. Kommunale Infrastruktur ver-
langt, dass sich der Bund zumindest bei den  
Investitionen finanziell beteiligt. 

In gemeinsamen Kommissionen mit dem 
VSA begleitet Kommunale Infrastruktur die 
Arbeiten für eine nächste schweizweite Ab-
wasserkennzahlenerhebung im Jahr 2010 
und die Entwicklung eines finanziellen Füh-
rungssystems für Abwasseranlagen. Eine 
weitere Arbeitsgruppe erarbeitet Lösungen 
für die Steigerung der Qualität im Kanalbau. 
Es ist leider immer noch eine Tatsache, dass 
Kanalisationsleitungen bereits beim Bau 
undicht sind. Handlungsbedarf orten die 
Städte vor allem bei der Schulung des Bau-
personals. So wie Trinkwasserinstallationen 

Fachgruppe Abwasser

Durch die neue Verordnung vom 15. 
Dezember 2006 zum Register über die Frei-
setzung von Schadstoffen sowie den Trans-
fer von Abfällen und von Schadstoffen in 
Abwasser (PRTR-V) sind auch die grossen 
Kläranlagen verpflichtet, die transferierten 
Schadstofffrachten in einem öffentlichen 
Register anzugeben. Um den administrati-
ven Aufwand in Grenzen zu halten, haben 
die ARA Bern und Zürich die Initiative er-
griffen und ein Branchenmodell erarbeitet. 
Dieses wird ab Mitte 2009 allen betroffenen 
Anlagen zur Verfügung stehen. Kommunale 
Infrastruktur setzt sich dafür ein, dass in 
der Kommunikation auch der grosse Nut-
zen von Abwasserreinigungsanlagen für 
die Umwelt kommuniziert werden und nicht 
der Eindruck entsteht, ARA seien die eigent-
lichen Verursacher der Emissionen. 

Gemeinsam mit dem VSA haben Ver-
treter der Fachgruppe Abwasser erreicht, 
dass Kläranlagen im Zusammenhang mit 
der neuen kostendeckenden Einspeisever-
gütung (KEV) für Strom aus erneuerbaren 
Quellen faire Rahmenbedingungen für die 
Co-Vergärung von biogenen Abfällen erhal-
ten. ARA müssen als Bedingung für die KEV 
nach einer noch zu definierenden Über-
gangsfrist dafür sorgen, dass aus dem Klär-
schlamm der Phosphor zurückgewonnen 
werden kann. Die entsprechende Richtlinie 
des Bundesamtes für Energie wurde dahin-

auch eine spezielle Ausbildung verlangen, 
muss dies bei Abwasserleitungen auch zum 
Standard werden.

Neue Mitglieder der Fachgruppe sind 
Beat Stierli, welcher Bernhard Gyger als 
Geschäftsführer der ARA Thunersee abge-
löst hat und Niklaus Reichenbach von Klär-
anlageverband Schaffhausen.
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Fachgruppe Umwelt 
und Energie

Die Aktivitäten der Fachgruppe waren 
geprägt von der bundespolitischen Agenda 
in der Umwelt- und Energiepolitik. Bei den 
diesbezüglichen Vernehmlassungen haben 
Mitglieder der Fachgruppe jeweils die 
grundsätzlichen Positionen als Basis für 
Stellungnahmen des Städteverbandes er-
arbeitet. Ebenso lieferte die Fachgruppe die 
Grundlagen für die neu etablierten regel-
mässigen Gespräche zwischen den Spitzen 
der Kommunalverbände und den Direktionen 
der Bundesämter für Energie und Umwelt. 
In den Städten hat die lokale Energiepolitik 
klar an Stellenwert gewonnen. Mehrere 
Städte erarbeiten Energiekonzepte, bauen 
eine Energierichtplanung auf und investie-
ren in energetische Gebäudesanierungen 
nach dem neuen Energie-Gebäudestandard 
2008. Die Stadt Zürich hat als erste Gross-
stadt in einer Volksabstimmung das Ziel der 
2000 Watt Gesellschaft als verbindlich defi-
niert und eine entsprechende Änderung der 
Gemeindeordnung gutgeheissen. In ande-
ren Städten sind entsprechende Projekte 
in Vorbereitung. Die Umsetzung zahlreicher 
Massnahmen zur Steigerung der Energie-
effizienz und der Förderung erneuerbaren 
Energien erfolgt letztlich in Städten und 
Gemeinden. Die Fachgruppe verlangt daher 
vom Bund und den Kantonen, dass auch in 
der Energiepolitik die Städte und Gemein-
den noch vermehrt frühzeitig in Projekte 
einbezogen werden. 

Um den Informationsaustausch mit der 
Gruppe der Leiter der Energiefachstellen 
der Grossstädte zu verbessern, nimmt der 
KI-Geschäftsführer neu an den Anlässen 
dieser Gruppe teil. Vertreter der Fachgruppe 
haben die Interessen der städtischen Um-
weltfachstellen in den Begleitgruppen des 
BAFU zur Erarbeitung einer Umweltetikette 
für Personenwagen zum Leitfaden Mobil-

funk in der Gemeinde vertreten. Zwischen 
den Interessen des Denkmalschutzes und 
der Förderung erneuerbarer Energieträger 
im Gebäudebereich bestehen Zielkonflikte. 
Die städtischen Energiefachleute sind der 
Ansicht, dass die denkmalschützerischen 
Auflagen heute noch zu starr sind und die 
energetischen Aspekte stärker zu gewich-
ten sind.

Die Stadt Langenthal ist in der Fach-
gruppe neu durch Alain Perrenoud ver-
treten.

Fachgruppe Immobilien

Die Vorbereitungen zum Aufbau einer 
Fachgruppe Immobilien wurden weiterge-
führt. Die Fachgruppe wird im Jahr 2009 ihre 
Tätigkeit aufnehmen. Zentrale Themen sind 
systematischer Gebäudeunterhalt, Finan-
zierungsfragen, Haftung und Risikomanage-
ment, Datenmanagement, sowie Manage-
mentsysteme für Immobilienverwaltungen 
der öffentlichen Hand.
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Zusammenarbeit mit anderen Verbänden 
und Organisationen

Neben der engen Kooperation mit dem Schweizerischen Städte-
verband und der verstärkten Zusammenarbeit bei Vernehmlassun-
gen, Veranstaltungen und Publikationen mit dem Schweizerischen 
Gemeindeverband hat Kommunale Infrastruktur mit folgenden  
Organisationen gemeinsame Projekte bearbeitet:

•	� Verband der Betriebsleiter und Betreiber Schweizerischer Ab-
fallbehandlungsanlagen (VBSA)

	 – �Regelmässige Kontakte zur Koordination von Projekten und 
Veranstaltungen

	 – Kooperation bei Veranstaltungen

•	 Stiftung Praktischer Umweltschutz Schweiz (PUSCH)
	 – Koordination der Ausbildungsangebote und Veranstaltungen
	 – Projektbezogene Zusammenarbeit 

•	� Verband Schweizer Abwasser- und Gewässerschutzfachleute 
(VSA)

	 – �Mitwirkung in den Kommissionen «Finanzierung» und «Kenn-
zahlen»

	 – Kooperation bei Projekten, Veranstaltungen und Publikationen 

•	� Schweizerischer Verein des Gas- und Wasserfachs (SVGW)
	 – �Projektbezogene Zusammenarbeit (Finanzierungssempfehlun-

gen)

•	� Schweizerischer Verband der Strassen- und Verkehrsfachleute 
(VSS)

	 – �Vertretung mit städtischen Vertretern in relevanten VSS- 
Expertenkommissionen

	 – �Zusammenarbeit mit der Fachgruppe Stadt- und Gemeinde-
ingenieure

	 – Kooperation bei Tagungen
	 – Mitwirkung bei Vernehmlassungen 

•	 Verband Kompostwerke Schweiz (VKS) 
	 – Erfahrungsaustausch
	 – Infoplattform BAW

•	 Kompostforum
	 – Schriftenaustausch und projektbezogene Kooperation

•	 Biogasforum
	 – Kooperation bei Veranstaltungen

•	 Verein Arbeitssicherheit Schweiz
	 – Einsitz im Vorstand (A. Bukowiecki)

•	 Europäische Kommission für Normung (CEN) 
	� Vertretung in den technischen Komitees (TC) via Schwei- 

zerische Normenvereinigung 
	 – �TC 183 «Waste Management», Delegierter M. Kalbermatten, 

ERZ Zürich

•	 Swiss Recycling
	 – Erfahrungsaustausch
	 – Kooperation in Projekten
	 – �Kontakt zur den Mitgliederorganisationen Ferro, Igora, Inobat, 

PET Recycling Schweiz, Vetroswiss sowie SENS und SWICO

•	 Stiftung Entsorgung Schweiz (S.EN.S) 
	 – Einsitz im Stiftungsrat (G. Neuhold)

•	 Stiftung sanu / Bildung für nachhaltige Entwicklung
	 – Einsitz im Stiftungsrat (A. Bukowiecki)

•	 Schweizerischer Nutzfahrzeugverband (ASTAG) 
	 – Einsitz in der Kommission Abfalltransporte (S. Kocher)
	 – Projektbezogene Kooperationen

•	� Verband Kommunale Abfallentsorgung und Stadtreinigung  
(VKS im VKU) Deutschland

	 – Erfahrungs- und Schriftenaustausch 

•	 EnergieSchweiz für Infrastrukturanlagen
	 – Mitwirkung in der Trägerschaft
	 – Kooperation bei Veranstaltungen und Publikationen

•	 Association romande des chefs de voirie (ARCV)
	 – Erfahrungsaustausch

•	 Österreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftverband (ÖWAV)
	 – Erfahrungs- und Schriftenaustausch 

•	� Vereinigung staatlicher und kommunaler Leiter Immobilien 
(VSLI)

	 – �Kooperation im Rahmen des Aufbaus der Fachgruppe Immo-
bilien

•	� Klimabündnisstädte Schweiz
	 – Koordination von Projekten und Themen

•	 Energiebeauftragte der grossen Städte und Kantonshauptorte
	 – Koordination von Projekten und Themen
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Kurse und Tagungen

Informations- und Weiterbildungsver-
anstaltungen haben für Kommunale Infra-
struktur eine zentrale Bedeutung zur Kon-
taktpflege mit den Mitgliedern. Das Angebot 
besteht aus etablierten Kursen mit grosser 
Nachfrage und Informationstagungen zu 
aktuellen Themen.

Kurs Betriebskostenrechnung 
und Mittelfristplanung im 
Entsorgungsbetrieb

Dieser Kurs wurde wiederum zweimal 
durchgeführt. Neben dem theoretischen 
Wissen eignen sich die Teilnehmer in einer 
PC-Fallstudie das praktische Know-how für 
die Kostenrechnung und Finanzplanung an.

Strassenmeisterkurse
Die Strassenmeisterkurse konnten im 

bewährten Rahmen mit über 80 Teilneh-
mern in Nottwil durchgeführt werden. In 
den zweitägigen Kursen wird theoretisches 
Grundwissen in den Gebieten Abfallentsor-
gung, Reinigung, Unterhalt von Fahrzeugen 
und Geräten, Arbeitssicherheit, Winter-
dienst, Personalführung und baulicher Un-
terhalt von Referenten aus der kommunalen 
Praxis vermittelt.

Werkhoftagung zu den  
Themen Winterdienst und 
temporäre Signalisationen

Für Mitarbeiter von Werkhöfen hat 
Kommunale Infrastruktur in St. Gallen und  
Fribourg je einen Weiterbildungstag zu den 
Themen Winterdienst und temporäre Signa-
lisationen durchgeführt.
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Tagung Abfalllogistik und 
Separatsammlungen in der 
Gemeinde

An der Tagung vom 21. Mai 2008 hat das 
BAFU seine Ideen zur Umsetzung der Motion 
Schmid zur Liberalisierung der Gewerbekeh-
richtsammlung vorgestellt. Demnach soll die 
Ausnahme vom Monopol nur für grössere  
Mengen über eine noch zu definierenden 
Mengenschwelle bei nicht betriebsspezi-
fischem Abfall gelten. Zudem müssen diese 
Abfälle vor allem leicht sortierbare und ver-
wertbare Stoffe enthalten. Der gewählte 
Ansatz ist aus kommunaler Sicht akzeptabel. 
SENS und SWICO haben bekannt gegeben, 
dass die beiden Organisationen ab Mitte 
2009 ihre Sammelstellen gemeinsam betrei-
ben werden. Dies ist aus kommunaler Sicht 
sehr zu begrüssen und erfüllt eine langjäh-
rige Forderung unseres Verbandes. Leider 
wird sich die Umsetzung noch verzögern. 

Weiter wurde aufgezeigt, dass der Verkauf 
von gesammeltem Altpapier gemäss den 
gesetzlichen Vorgaben des Beschaffungs-
rechts von der Gemeinde nicht ausgeschrie-
ben werden muss. Es gilt jedoch allenfalls 
die Bestimmungen des Binnenmarktgeset-
zes zu beachten. Die Rechtspraxis dazu ist 
jedoch noch in Entwicklung.

Tagung Biogene Abfälle  
in Städten und Gemeinden – 
wie verwerten?

Die Fachtagung vom 25. November 2008 
hat aufgezeigt, dass in den Städten und 
Gemeinden ein grosses Potenzial vorhan-
den ist, biogene Abfälle optimal zu nutzen. 
Biogene Abfälle stehen im Spannungsfeld 
zwischen Abfallwirtschaft, Landwirtschaft 
und Energiepolitik. Gemeinden sollen sich 
dabei an den Kriterien der Nachhaltigkeit 
orientieren und qualitativ hochstehenden 

Kurs / Tagung	 Datum / Ort	 Anzahl Teilnehmer

Kurs «Betriebskostenrechnung und Mittelfristplanung 	 16.–18. April 2008 und 28.– 30. Mai 2008	 14
im Entsorgungsbetrieb»		

Kurs «Betriebskostenrechnung und Mittelfristplanung	 02.–04. September 2008 und	 9
im Entsorgungsbetrieb»	 23.–25. September 2008	

Strassenmeisterkurs 1/08	 24./25. April 2008 in Nottwil 	 46
Strassenmeisterkurs 2/08	 23./24. Oktober 2008 in Nottwil	 44

Mitgliederversammlung 2008	 05. Juni 2008 in Olten	 52

Strassenmeistertagung: Winterdienst und 	 17. September 2008 in St. Gallen	 39
Baustellensignalisation
Journée technique: Service hivernal et	 30 septembre 2008 à Fribourg	 40
signalisation temporaire

Tagung : Abfalllogistik und Separatsammlung	 21. Mai 2008 in Bern	 131
in der Gemeinde		

Tagung: Biogene Abfälle aus Städten und Gemeinden – 	 25. November 2008 in Olten	 126 
wie verwerten?	 	  

Total 501

Tagungen und Kurse 2008

Lösungen gegenüber nur preisgünstigen 
Lösungen den Vorzug geben. Speziell sind 
neue Hygienevorschriften für die Samm-
lung und Verwertung zu berücksichtigen. 
Seitens des Bundes wurde eine Biomasse-
Strategie und eine Studie zu Ökobilanzen 
für Grüngut publiziert. Experten empfeh-
len Gemeinden, die weniger als 90 kg 
biogene Abfälle pro Einwohner und Jahr 
sammeln, eine Optimierung anzugehen.  
Die Tagung wurde gemeinsam mit den  
Branchenverbänden durchgeführt.
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Beratungsservice und Publikationen

Beratung
Der professionelle Beratungsdienst 

von Kommunale Infrastruktur wird immer 
stärker nachgefragt. Daniel Schneeberger, 
Leiter Werkbetriebe der Stadt Chur und ne-
benamtlicher Berater für Kommunale Infra-
struktur hat im Jahr 2008 mehrere Aufträge 
für technische und organisatorische Ana-
lysen von Bauabteilungen und Werkhöfen 
sowie Konzepte für Abfallsammelstellen 
und Entsorgungshöfe abgeschlossen.

Gemeinden in der Region Luzern lan-
cierten ein Projekt zur Kooperation beim 
Infrastrukturmanagement. Der Geschäfts-
führer von Kommunale Infrastruktur wirkt 
in der Projektbegleitgruppe beratend mit. 
Die Gemeinden sehen beim Betrieb der 
Kanalisationen und der Werkhöfe grosses  
Synergiepotenzial und planen nun Schritte 
zur Umsetzung. Dieses Projekt hat Modell-
charakter. Die Erkenntnisse aus dem Pro-
jekt können für andere Regionen interes-
sant sein.

Neue Publikationen
Image-Broschüre Kommunale Infrastruktur 

In der neuen Image-Broschüre von Kom-
munale Infrastruktur werden die Leistungen 
und Vorteile einer Mitgliedschaft in klarer 
Sprache aufgezeigt. Durch 
einen breiten 
Versand konnten 
knapp zwanzig 
weitere Mitglieder 
gewonnen werden.

Empfehlung: Umgang mit Haftungsfragen 
im Abfallsammeldienst und ähnlichen  
Tätigkeiten

Trotz vertraglicher Regelungen mit 
beauftragten Unternehmen können sich 
Städte, Gemeinden und Zweckverbände 
nicht von allen Haftungsrisiken befreien. 
Das neue Merkblatt von Kommunale Infra-
struktur zeigt die Problematik auf und gibt 
Empfehlungen ab. Diese gelten sinngemäss 
auch für andere betriebliche Tätigkeiten der 
Kommunen.

Informationsbroschüre: Sammlung und 
Verwertung des Altpapiers- eine lang-
fristige Verantwortung der Gemeinden

Um die Kommunen über die Mechanis-
men des Altpapiermarktes zu informieren 
und die Vorteile des Rahmenvertrags zur 
Altpapierfinanzierung aufzuzeigen, hat 
Kommunale Infrastruktur gemeinsam mit 
dem Verein Recycling Papier + Karton einen 
neue Informationsbroschüre publiziert. 
Diese ist unter www.altpapier.ch verfügbar.
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Organisation

Mitgliederversammlung 2008
Die 26. Mitgliederversammlung fand 

am 5. Juni 2008 in Olten statt. Die Mitglie-
der haben die traktandierte Erhöhung der 
Mitgliederbeiträge zur personellen Erwei-
terung der Geschäftsstelle einstimmig gut-
geheissen. Der scheidende Direktor des 
Schweizerischen Städteverbandes und 
Gründer der Vorgängerorganisation FES,  
Dr. Urs Geissmann wurde für seine  
Verdienste und Arbeit während der letzten 
26 Jahren mit stehenden Ovationen ver-
abschiedet. Er und die zurücktretenden 
langjährigen Ausschussmitglieder Dr. Hans 
Peter Tobler und Léopold Inderbitzi wurden 
für ihr grosses Engagement mit der Ehren-
mitgliedschaft ausgezeichnet.

Als neues Mitglied des Ausschusses hat 
die Mitgliederversammlung Max Reifler, 
Leiter Tiefbau der Stadt Winterthur gewählt. 
Mit einer Besichtigung der Sanierungs-
arbeiten der Sondermülldeponie Kölliken 
wurde die Tagung abgerundet.

Ausschuss
Der Städteverband ist im Ausschuss 

seit Juli 2008 mit Renate Amstutz, Direkto-
rin des Städteverbandes vertreten. An den 
drei Arbeitssitzungen hat der Ausschuss 
die Entwicklungsstrategie festgelegt, die 
Mitgliederbeitragserhöhung vorbereitet, 
die Jahresziele und Arbeitsschwerpunkte 
festgelegt sowie die Koordination mit dem 
Schweizerischen Städteverband und dem 
Schweizerischen Gemeindeverband ver-
tieft. Neu definiert sich Kommunale Infra-
struktur im Auftritt als gemeinsame Organi-
sation des Schweizerischen Städteverban-
des und des Schweizerischen Gemeinde-
verbandes. Administrativ und statutarisch 
bleibt die Kommunale Infrastruktur als 
Fachorganisation wie bisher dem Schwei-
zerischen Städteverband angegliedert.

Geschäftsstelle
Die Geschäftsstelle wird unverändert 

durch Alexandre Bukowiecki Gerber ge-
führt. Er wird von Laura Fellmann im Sekre-
tariat administrativ unterstützt.

Mitgliederbestand
Dank der Marketingaktivitäten mit der 

neuen Image-Broschüre und entsprechen-
den Versänden an potenzielle Neumitglie-
der ist es gelungen, weitere 15 Gemeinden 
und Städte für eine Mitgliedschaft bei Kom-
munale Infrastruktur zu gewinnen.

Mitgliederbestand per: 01.01.2008 31.12.2008

Kategorie Anzahl Anzahl

Städte und Gemeinden
Zweckverbände

	 132
 	  26

	 146
	 27

Kantone   	 3 	 3

Gönner – juristische Personen 	 18 	 20

Gönner – natürliche Personen 	 4 	 6

Ehrenmitglieder 	 0 	 5

Total Mitglieder 	 183 	 207
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Mitglieder 2008
Städte und Gemeinden
Aadorf 	 Politische Gemeinde
Aarau 	 Stadtbauamt
Aarburg	 Bauamt Gemeinde
Adliswil	 Gesundheit/Umwelt
Altnau	 Politische Gemeinde
Arosa 	 Gemeindebauamt
Ayent 	 Administration communale
Baden 	 Abteilung Strassen und Anlagen
Bagnes	 Administration communale
Basel 	 Amt für Umwelt und Energie
	 Tiefbauamt – Stadtreinigung
Bern 	 Abfallentsorgung
	 Tiefbauamt
Bever	 Gemeindeverwaltung
Biberist 	 Bauverwaltung
Biel-Benken	 Bauabteilung
Biel/Bienne 	 Strasseninspektorat
Bière	 Commune
Binningen 	 Gemeindeverwaltung
Birmensdorf 	 Gemeindeverwaltung
Birr 	 Gemeinderat
Bonstetten	 Politische Gemeinde
Bottmingen	 Gemeindeverwaltung
Burgdorf 	 Stadtbauamt
Bussigny-près-Lausanne 	 Direction des travaux publics
Caslano	 Ufficio tecnico comunale
Château-d’Oex	 Commune, DéchPE
La Chaux-de-Fonds 	 Direction des travaux publics
Le Chenit 	 Municipalité
Chur 	 Tiefbau- und Vermessungsamt
Cologny 	 Mairie
Commugny	 Commune
Coppet	 Administration communale
Davos 	 Gemeindeverwaltung
Delémont 	 Service des travaux publics
Dietikon 	 Werkhof
Dietlikon	 Gemeindewerke
Dotzigen	 Einwohnergemeinde
Dübendorf 	 Stadtverwaltung
Duggingen	 Einwohnergemeinde
Einsiedeln 	 Werkbetriebe
Fehraltorf	 Gemeinde
Freienbach 	 Gemeindeverwaltung
Fribourg 	 Service de la voirie
Fully	 Municipalité
Genève ville 	 Service entretien et travaux
Genève canton 	 Fonds cantonal d'assainissement des eaux
Glarus 	 Bauamt
Goldach 	 Bauverwaltung
Gretzenbach 	 Einwohnergemeinde
Herisau 	 Tiefbauamt
Hersberg	 Gemeindeverwaltung
Horw 	 Gemeindeverwaltung
Hütten 	 Gemeindewerke
Köniz 	 Gemeindebetriebe, Abt.Werkhof
Kirchlindach	 Gemeindeverwaltung, Bauinspektorat
Kreuzlingen 	 Stadtverwaltung
Küsnacht 	 Bauamt
Küssnacht am Rigi	 Bezirk, Ressort Infrastruktur

Langenthal 	 Bauverwaltung
Langnau i.E. 	 Bauamt
Lausanne 	 Service d’assainissement
Lenk	 Einwohnergemeinde
Leukerbad 	 Gemeinde, Abteilung Technik
Locarno 	 Ufficio tecnico comunale	
Lugano 	 Dicastero del territorio
Luzern 	 Tiefbauamt
Lyss 	 Bauabteilung
Martigny 	 Services techniques
Meikirch 	 Gemeindeverwaltung
Monthey 	� Service des travaux publics et environne-

ment
Montreux 	 Service des travaux
Morges 	 Service technique
Mümliswil-Ramiswil	 Gemeindeverwaltung
Münchenbuchsee 	 Bauabteilung
Münsingen 	 Gemeindeverwaltung
Murgenthal	 Einwohnergemeinde
Muri b. Bern 	 Tiefbauamt
Murten 	 Bauverwaltung
Näfels 	 Bauverwaltung
Neuchâtel 	 Service de la voirie
Niedergösgen 	 Werkhof
Niederhasli 	 Gemeindeverwaltung
Nyon 	 Service des travaux
Oberägeri	 Bauabteilung
Oberbipp	 Einwohnergemeinde
Oberglatt 	 Gemeindeverwaltung
Oberkulm	 Bauamt, Werkhof
Obersiggenthal 	 Bauverwaltung
Oberwil BL 	 Bauamt
Oftringen 	 Abteilung Bauen Planen Umwelt
Olten 	 Stadtverwaltung
Ostermundigen 	 Tiefbauamt
Otelfingen	 Gemeindeverwaltung
Payerne 	 Direction des travaux
Peseux 	 Administration communale
Pieterlen	 Bauverwaltung
Pully 	 Direction des travaux
Reinach BL	 Gemeinde
Renens 	 Municipalité
Richterswil	 Gemeinde, Gesundheit/Umwelt
Rolle	 Services techniques
Rorschach 	 Stadtbauamt
Rüschlikon	 Gemeinde, Abteilung Tiefbau/Werke
Saanen 	 Bauverwaltung
St. Gallen 	 Entsorgungsamt
	 Strasseninspektorat
St. Moritz 	 Bauamt
Schaffhausen 	 Tiefbauamt
Schlieren 	 Werke, Versorgung und Anlagen
Schmitten 	 Ressort Strassen und Wege, Umwelt und 
 	 Kehricht
Schwerzenbach	 Gemeindeverwaltung
Sierre 	 Service des travaux publics
Sion 	 Service des travaux publics
Solothurn 	 Stadtbauamt
Stadel	 ARA Windlach
Stein AG 	 Ressort Wasser/Abwasser
Subingen	 Einwohnergemeinde
Sulgen	 Politische Gemeinde
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Sursee	 Stadtbauamt, Werkdienst
Tägerwilen	 Politische Gemeinde
Teufen 	 Bauverwaltung
Thalwil	 Gemeinde
Therwil	 Gemeinde
Thun	 Tiefbauamt, Abfallbeseitigung
Unterägeri 	 Bauamt
Untersiggenthal 	 Einwohnergemeinde, Bau und Planung
Urtenen 	 Bauverwaltung
Uster 	 Abteilung Raumordnung
Vaz/Obervaz 	 Politische Gemeinde
Vevey 	 Direction des travaux
Volketswil 	 Bauverwaltung
Wädenswil 	 Bauamt
Wald	 Gemeinde
Wallisellen 	 Gemeindeverwaltung
Wetzikon 	 Bauamt
Wigoltingen 	 Gemeindeverwaltung
Wil 	 Tiefbauamt
Winterthur 	 Strasseninspektorat
Wittenbach 	 Bauverwaltung
Würenlos 	 Gemeindeverwaltung
Yverdon-les-Bains 	 Direction du service des travaux
Zofingen 	 Bauamt
Zollikofen 	 Bauverwaltung
Zollikon 	 Bauabteilung
Zuchwil	 Bauverwaltung
Zug 	 Baudepartement
Zumikon	 Bauamt
Zürich 	� Entsorgung und Recycling 

Tiefbauamt, Werterhaltung

Zweckverbände
Abwasserverband Aarburg
Abwasserverband der Region Sense-Oberland
ARA Region Halden
A-Region, Rorschach
ABVO Oberengadin/Bergell, Abfallumschlagstation, Samedan
ara region bern ag, Bern
ARA Thunersee, Uetendorf
ARA Worblental, Worblaufen
Avag, AG für Abfallverwertung, Jaberg
ERZO Entsorgung Region Zofingen, Oftringen
GAF Gemeindeverband Abfallbewirtschaftung Unteres Fricktal, 
  Olsberg
Gemeindeverband ARA Ins-Müntschemier
GEVAG Gemeindeverband für Abfallentsorgung Graubünden,
  Untervaz
GKLU Gemeindeverband für Kehrichtbeseitigung Region Luzern 
GVRZ Gewässerschutzverband der Region Zugersee–Küssnachter- 
  see–Ägerisee, Kläranlage Schönau, Cham
Kläranlageverband Limmattal, Dietikon
KVA Thurgau, Weinfelden
SADEC SA, Nyon
SAIOD SA, Usine d’incinération des ordures et déchets, Colombier
SATOM Usine d’incinération Valais/Vaud, Monthey

SEME, Syndicat intercommunal pour l’épuration des eaux de Moutier   
  et environs
STRID SA, Yverdon-les-Bains
Valorsa SA, Penthaz
VKA Verband für Kanalisation und Abwasserreinigung, Nidau 
ZAB Zweckverband Abfallverwertung Bazenheid 
ZEBA Zweckverband der Zuger Einwohnergemeinden für die Bewirt-
  schaftung von Abfällen, Cham
ZVAB Zweckverband für Abfallbewirtschaftung im Kanton Uri, Atting-
  hausen

Kantone
Kanton Bern Amt für Gewässerschutz und Abfallwirtschaft
Kanton Uri Amt für Umweltschutz, Abteilung Gewässerschutz
Kanton Zürich Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft

Gönner (juristische Personen)
Baumgartner Roland AG, Rheineck
BG Ingénieurs & conseils SA, Châtelaine
Brüco Swiss AG, Rümlang
entsorgungstechnik.ch ag, Dietikon 
IGORA Genossenschaft, Zürich
J. Grimm AG, Oetwil am See
J. Ochsner & Cie AG, Urdorf
Klemmfix (Schweiz) AG, Volketswil
K. Müller AG, Wallisellen
Kurt Roggensinger AG, Volketswil
Erismann Muldenzentrale AG, Allschwil 
Plastic Omnium AG, Basel
Regio Recycling Management AG, Bazenheid
SAC-O-MAT AG (Schweiz), St. Erhard
Schwendimann AG, Münchenbuchsee
TBF & Partner AG, Zürich
Unique Flughafen Zürich AG
Vetro-Recycling AG, Bülach
VetroSwiss, Glattbrugg
Ziswiler AG, A-Z Recycling, Bern

Gönner (natürliche Personen)
P. Delcourt
F. Grossrieder
R. Habermacher
C. Moinat
J. Wiesmann, Zürich
H. Worch

Ehrenmitglieder
Th. Enzmann, Wil
G. Völgy, Lausanne
U. Geissmann, Bremgaten BE
H.P. Tobler, St. Gallen
L. Inderbitzi, Fribourg
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D. Göbbels, Tiefbauamt, Stadt Zürich 
G. Hutter, Strasseninspektor, St. Gallen
A. Isenburg, Leiter Stadtreinigung, Basel
B. Jurt, Strasseninspektor, Luzern
U. Kern, Werkmeister, Stadtbauamt Aarau
M. Koch, Leiter Abt. Strassen und Anlagen, Baden
S. Kocher, Strasseninspektor, Biel
T. Kreienbühl, Leiter Betrieb und Unterhalt, TBA, Bern
M. Mani, Strasseninspektor, Tiefbauamt Stadt Thun
P.-A. Matthey, Service des routes et voirie, Lausanne
F. Muff, Leiter Tiefbauamt, Kanton Zürich
M. Pola, Leiter Werterhaltung Tiefbauamt Stadt Zürich
H. Portner, Abteilung Bau, Uster
H. Von Moos, Leiter Abteilung Verkehrswege, Winterthur
A. Bukowiecki, Geschäftsführer Kommunale Infrastruktur

Fachgruppe «Umwelt und Energie»
H. Künzle, Leiter Fachstelle Umwelt u. Energie, Stadt St. Gallen (Präsid.)
B. Bébié, Energiebeauftragter, Industrielle Betriebe Zürich
U. Capaul, Stadtökologe, Stadt Schaffhausen
Ch. Diez, Umweltbeauftragter, Fachstelle Umwelt, Thun
B. Horlacher, Stadtbauamt Aarau
A. Perrenoud, Stadtbauamt Fachstelle Umwelt/Energie Langenthal
A. Roschewitz, Umwelt und Gesundheitsschutz, Winterthur 
G. Schmid, Leiter Umweltschutz, Stadt Luzern
B. Trüssel, Stadtökologe, Amt für Umwelt, Zug
K. Tschanz, Umwelt- und Gesundheitsschutzamt Zürich
A. Bukowiecki, Geschäftsführer Kommunale Infrastruktur

Weitere Arbeitsgruppen
«Leistungs- und Kostencontrolling – Strassen-
unterhalt»
P. Hofstetter, Leiter Finanzen/Contr. Baudirektion Luzern (Präsid.)
L. Balsiger, Direction des travaux et Serv. industr., Pully
R. Denzler, Controlling Stadtreinigung, ERZ, Zürich
P. Fuhrer, Leiter Betrieb und Unterhalt, Bern
M. Hertig, Stadt Bern, Planung, Verkehr und Tiefbau
U. Kern, Werkmeister, Stadtbauamt Aarau
S. Kocher, Strasseninspektor, Biel
B. Müller, Leiter Administration, Tiefbauamt Winterthur
D. Schneeberger, Leiter Werkbetriebe, Chur
Th. Stirnemann, Leiter Werkhof, Baden
V. Styger, Leiter Adm., Strasseninspektorat St. Gallen
A. Bukowiecki, Geschäftsführer Kommunale Infrastruktur

Strassenmeisterkurse
R. Dietrich, Stv.-Strasseninspektor, St. Gallen (Vorsitz)
B. Bienz, Strasseninspektorat Stadt Luzern
Ch. Jordi, Abfallentsorgung der Stadt Bern
A. Häfliger, Bereichsleiter SIP, Luzern
E. Riedwyl, Projektleiter, Tiefbauamt Bern
H.U. Schwarzenbach, Geschäftsführer ZEBA, Cham
R. Stocker, Chef Strassenunterhalt, Luzern
A. Bukowiecki, Geschäftsführer Kommunale Infrastruktur

Kontrollstelle
A. Neukomm, Hallau (Präsident)
K. Bill, Direktor EWB, Bern
F. Pasche, Ville de Lausanne
E. Sicher, Finanzkontrolle, Zürich

Ausschuss
G. Neuhold, Direktor ERZ, Zürich (Präsident)
A. Jaccard, Chef de service des infrastructures et énergies, Morges 
(Vice-président)
B. Ammann, Direktor ARA Region Bern AG
R. Amstutz, Direktorin Schweiz. Städteverband
A. Benacloche, Ingénieur communal, Ville de Neuchâtel
L. Inderbitzi, Ville de Fribourg
B. Jurt, Strasseninspektor, Luzern
U. König, Direktor Schweiz. Gemeindeverband
H. Künzle, Leiter Fachstelle Umwelt und Energie, Stadt St. Gallen
M. Reifler, Stadtingenieur, Winterthur
D. Schneeberger, Leiter Werkbetriebe, Chur
H.U. Schwarzenbach, Geschäftsführer ZEBA, Cham 

Ständige Fachgruppen
Fachgruppe «Abfälle»
H.U. Schwarzenbach, Geschäftsführer ZEBA, Cham (Präs.)
R. Bianchi, Dicastero servizi urbani, Lugano
R. Bischof, GKLU
E. Blatter, Directeur SATOM, Monthey
R. Bolz, Abfall- und Kompostberater, Tiefbauamt Thun
G. Brechbühl, Leiter Werkbetrieb, Stadtbauamt Burgdorf
C. Costa, Directrice Valorsa SA, Penthaz
J. Hartmann, Geschäftsleiter ERZO, Oftringen
B. Hunziker, Leiter Abfallentsorgung, Bern
A. Isenbrug, Leiter Stadtreinigung, Basel
B. Jurt, Strasseninspektor, Luzern
S. Kocher, Strasseninspektor, Biel-Bienne
Th. Kralemann, Leiter Entsorgungslogistik, ERZ, Zürich
J.-P. Schindelholz, Directeur STRID SA, Yverdon-les-Bains
D. Schneeberger, Leiter Werkbetriebe, Chur
Th. Stirnemann, Leiter Werkhof, Baden
J. Stünzi, Leiter Entsorgung, Tiefbauamt Winterthur
A. Bukowiecki, Geschäftsführer Kommunale Infrastruktur

Fachgruppe «Abwasser»
B. Ammann, Direktor ARA Region Bern AG (Präsident)
R. Aeby, Ville de Fribourg, Direction de l’édilité
U. Ammann, Gemeindebetriebe Köniz
L. Balsiger, Direction des travaux et Serv. industr., Pully 
M. Bertschler, Geschäftsführer GVRZ, Cham
P. Dürst, Stadtingenieur, Chur
F. Kadri, Chef du service d’assainissement, Lausanne
N. Reichenbach, Betriebsleiter Kläranlageverband Schaffhausen
U. Sieber, Leiter Stadtentwässerung, Winterthur
Ch. Stalder, Chef domaine d’eau, DIAE Genève
B. Stierli, Geschäftsführer, ARA Thunersee
H.P. Tobler, Chef Entsorgungsamt, St. Gallen
P. Wiederkehr, Leiter Bereich Abwasser ERZ, Zürich
A. Bukowiecki, Geschäftsführer Kommunale Infrastruktur

Fachgruppe «Strassen»
D. Schneeberger, Leiter Werkbetriebe, Chur (Präsident)
L. Balsiger, Direction des travaux et Serv. industr., Pully (Vice-prés.)
H.P. Berger, Leiter Stadtreinigung, ERZ, Zürich
G. Brechbühl, Leiter Werkbetrieb, Stadtbauamt, Burgdorf
A. Flück, Leiter Erhaltungsplanung, Baudepart. d. Kantons Basel-Stadt
P. Friedli, Bauverwalter, Murten
P. Fuhrer, Leiter Betrieb und Unterhalt, Bern

Ausschuss und Fachgruppen

Ausschuss und Fachgruppen
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Erfolgsrechnung 1.1. – 31.12.

		
		

Ertrag		

Mitglieder- und sonstige Beiträge
Mitgliederbeiträge Vorjahr	
Kurse, Tagungen, Mitgliederversammlung
Publikationen	
Kostenbeiträge OKS	
Auflösung Rückstellung 25 Jahr-Jubiläum
Auflösung Rückstellung Fin. Abwasseranlage
Auflösung Rückstellung Publikationen	
Beratungen
Zinsen	
Weiterverrechnung Fachgruppenkosten
Ausbuchung Div. Kreditoren	
Ertragsminderungen

Total Ertrag	

Aufwand

Direkte Kosten		
Kurse, Tagungen, Mitgliederversammlung
Publikationen	

Personalaufwand	 	
Diverser Personalaufwand	

Verwaltungsaufwand	
Kostenbeitrag an SSV	
Bank-/Postspesen		
Bibliothek/Zeitungen	
Geschäftsbericht /MG-Infos/Übersetzungen
Umbenennung FES – Kommunale Infrastruktur

Ausschuss / FG / Rückstellungen	
Spesen Ausschuss/Fachgruppen	

Sachaufwand	
Verschiedene Sachkosten	
Werbung / Inserate		
Beiträge / Spenden		

Total Aufwand

Jahresverlust

2008
	 CHF	 %

	
	
	 186’060.00 	
 	 0.00 	
 	 249’876.55 	
 	 11’180.70 	
 	 12’700.00 	
 	 0.00 	
	  0.00 	
 	 0.00 	
 	 3’432.80 	
 	 7’959.80 	
 	 0.00 	
 	 0.00 	
 	 -671.55 	

 	 470’538.30 	  100.0 
	
	
	

 	 190’431.55 	
 	 4’473.75 	
 	 -194’905.30 	  -41.4 
	
 	 4’026.30 	
	  -4’026.30 	  -0.9 
	
 	 220’000.00 	
 	 173.15 	
 	 1’473.25 	
 	 13’031.75 	
 	 209.20 	
	  -234’887.35 	  -49.9 
	
 	 28’797.80 	
 	 -28’797.80 	  -6.1 
	
	 133.45 	
 	 18’129.60 	
 	 350.00 	
 	 -18’613.05 	  -4.0 

 	 -481’229.80 	  -102.3 

	  -10’691.50 	  -2.3

2007
	 CHF	 %

	
 	 184’196.50 	
	  0.00 		
 	 198’362.65 	
	 13’624.35 	
	  12’700.00 	
	  10’000.00 	
	 4’384.95 		
 	 6’306.10 		
 	 806.75 		
	 8’362.65 		
	 242.75 		
	  1’700.00 		
	  0.00 	

 	 440’686.70 	  100.0 	
		
		
		

 	 177’394.10 		
	  13’993.00 		
	  -191’387.10 	  -43.4 
		
 	 0.00 		
	  0.00 	  0.0 	
		
	  220’000.00 		
 	 199.75 		
	  2’120.95 		
 	 8’507.65 		
	 4’124.15 		
	  -234’952.50 	  -53.3 	
		
	 16’217.65 		
 	 -16’217.65 	  -3.7 	
		
 	 329.40 		
	 2’228.40 		
 	 350.00 		
 	 -2’907.80 	  -0.7 	

 	 -445’465.05 	  -101.1 	

	  -4’778.35 	  -1.1 

Erfolgsrechnung
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Ertrag		

Mitglieder- und sonstige Beiträge
Mitgliederbeiträge Vorjahr	
Kurse, Tagungen, Mitgliederversammlung
Publikationen	
Kostenbeiträge OKS	
Auflösung Rückstellung 25 Jahr-Jubiläum
Auflösung Rückstellung Fin. Abwasseranlage
Auflösung Rückstellung Publikationen	
Beratungen
Zinsen	
Weiterverrechnung Fachgruppenkosten
Ausbuchung Div. Kreditoren	
Ertragsminderungen

Total Ertrag	

Aufwand

Direkte Kosten		
Kurse, Tagungen, Mitgliederversammlung
Publikationen	

Personalaufwand	 	
Diverser Personalaufwand	

Verwaltungsaufwand	
Kostenbeitrag an SSV	
Bank-/Postspesen		
Bibliothek/Zeitungen	
Geschäftsbericht /MG-Infos/Übersetzungen
Umbenennung FES – Kommunale Infrastruktur

Ausschuss / FG / Rückstellungen	
Spesen Ausschuss/Fachgruppen	

Sachaufwand	
Verschiedene Sachkosten	
Werbung / Inserate		
Beiträge / Spenden		

Total Aufwand

Jahresverlust

2008
	 CHF	 %

	
	
	 186’060.00 	
 	 0.00 	
 	 249’876.55 	
 	 11’180.70 	
 	 12’700.00 	
 	 0.00 	
	  0.00 	
 	 0.00 	
 	 3’432.80 	
 	 7’959.80 	
 	 0.00 	
 	 0.00 	
 	 -671.55 	

 	 470’538.30 	  100.0 
	
	
	

 	 190’431.55 	
 	 4’473.75 	
 	 -194’905.30 	  -41.4 
	
 	 4’026.30 	
	  -4’026.30 	  -0.9 
	
 	 220’000.00 	
 	 173.15 	
 	 1’473.25 	
 	 13’031.75 	
 	 209.20 	
	  -234’887.35 	  -49.9 
	
 	 28’797.80 	
 	 -28’797.80 	  -6.1 
	
	 133.45 	
 	 18’129.60 	
 	 350.00 	
 	 -18’613.05 	  -4.0 

 	 -481’229.80 	  -102.3 

	  -10’691.50 	  -2.3

2007
	 CHF	 %

	
 	 184’196.50 	
	  0.00 		
 	 198’362.65 	
	 13’624.35 	
	  12’700.00 	
	  10’000.00 	
	 4’384.95 		
 	 6’306.10 		
 	 806.75 		
	 8’362.65 		
	 242.75 		
	  1’700.00 		
	  0.00 	

 	 440’686.70 	  100.0 	
		
		
		

 	 177’394.10 		
	  13’993.00 		
	  -191’387.10 	  -43.4 
		
 	 0.00 		
	  0.00 	  0.0 	
		
	  220’000.00 		
 	 199.75 		
	  2’120.95 		
 	 8’507.65 		
	 4’124.15 		
	  -234’952.50 	  -53.3 	
		
	 16’217.65 		
 	 -16’217.65 	  -3.7 	
		
 	 329.40 		
	 2’228.40 		
 	 350.00 		
 	 -2’907.80 	  -0.7 	

 	 -445’465.05 	  -101.1 	

	  -4’778.35 	  -1.1 

Aktiven
Umlaufvermögen
Flüssige Mittel
Kasse
Postkonto 30-37369-6
BEKB Bern, Kto.-Krt. 16 857.241.2.01
Finanzverwaltung Zürich, Anlagekonto

Forderungen
aus Lieferungen / Leistungen

Übriges Umlaufvermögen
Eidg. Steuerverwaltung, Vst.
Eidg. Steuerverwaltung, MWSt.
Aktive Rechnungsabgrenzung

Total Umlaufvermögen

Anlagevermögen
Finanzanlagen
Depot Kehrichtsackfabrikanten

Total Anlagevermögen

Bilanzsumme

	
2008

	 CHF	 %
	
	

	
	 139.40 	
	 63’054.26 	
	 24’562.83 	
	 328’287.45 	
 	 416’043.94 	
	
 	 7’918.20 	
 	 7’918.20 	
	
 	 47.60 	
	  0.00 	
 	 6.55 	
 	 54.15 	
	  424’016.29 	  73.7 
	
	
	
	 150’942.70 	

	  150’942.70 	  26.3 

 	 574’958.99 	  100.0

	
2007

	 CHF	 %
	
	

	
 	 689.25 	
	 35’555.41 	
 	 25’570.63 	
 	 349’996.00 	
	  411’811.29 	
	
 	 18’287.25 	
 	 18’287.25 	
	
 	 47.95 	
 	 30.45 	
	  8’190.00 	
	  8’268.40 	
 	 438’366.94 	  72.3 
	
	
	
 	 168’352.40 	
 
 	 168’352.40 	  27.7 

	  606’719.34 	  100.0

Passiven	

Fremdkapital
Kurzfristige Verbindlichkeiten
aus Lieferungen / Leistungen
SSV Bern, Kto.-Krt. 

Langfristige Verbindlichkeiten
Depot Kehrichtsackfabrikanten (OKS)

Rückstellungen
Fin. Abwasseranlage
Kaderschulung Abfall
Kurs Strassenmeister
Europ. Normenkoordination
Publikationen
Führungskurs
Betrieb allgemein

Total Fremdkapital

Eigenkapital
Vermögen 01.01
Jahresverlust

Total Eigenkapital

Bilanzsumme

	

 

	 969.80 	
 	 8’820.80 	
 	 9’790.60 	
	
 	 150’942.70 	
 	 150’942.70 	
	
 	 18’771.65 	
 	 41’118.25 	
 	 32’057.55 	
 	 525.50 	
 	 25’400.90 	
 	 10’000.00 	
 	 50’000.00 	
 	 177’873.85 	
	 338’607.15 	  58.9 
	

  	 247’043.34 	
 	 -10’691.50  	
	
	  236’351.84 	  41.1 

	  574’958.99 	  100.0

	

 

 	 11’904.15 	
 	 1’545.60 	
 	 13’449.75 	
	
 	 168’352.40 	
	  168’352.40 	
	
 	 18’771.65 	
	 41’118.25 	
	  32’057.55 	
 	 525.50 	
	 25’400.90 	
	  10’000.00 	
	  50’000.00 	

 	 177’873.85 	
	  359’676.00 	  59.3 

	 251’821.69 	
 	 -4’778.35  	
	
 	 247’043.34 	  40.7 

 	 606’719.34 	  100.0
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